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(§9 Abs. 6 BauGB)

hier: Denkmäler nach Landesrecht

Nachrichtliche Übernahmen

Einfahrt

Private Grünfläche

Spielplatz

G Festsetzungen aufgrund Landesrecht

Fachdienst Tiefbau der Stadt Warstein (TEL: 02902/81-322) zu erfolgen.
Die bauliche Ausführung der Anlagen hat in Abstimmung mit dem

erhalten.
der Technik herzustellen und dauerhaft in ihrer Funktion zu
Die Versickerungsanlagen sind entsprechend den anerkannten Regeln

privaten Grundstücken aufzunehmen.
versiegelter öffentlicher Flächen sind von den jeweils angrenzenden
Anlagen vor Ort zu versickern. Die Oberflächenwässer der Straßen und
Sämtliche Oberflächenwässer versiegelter Flächen sind in geeigneten

möglichkeit von Niederschlagswasser für das Plangebiet nachgewiesen.
Durch ein entsprechendes Fachgutachten ist die Versickerungs-

vorzuschreiben.
dieses Bebauungsplans die Versickerung von Niederschlagswasser
Die Stadt Warstein hat sich entschlossen, für den Geltungsbereich

Beseitigung von Niederschlagswasser:

werden, wenn diese eine Größe von mindestens 75 qm aufweist.
messung der Versickerungsmulde kein rechnerischer Nachweis geführt
Im Bereich der Einzel- und Doppelhausbebauung braucht für die Be-

(§9 Abs. 1 Nr. 4 und 11 BauGB)

an die Verkehrsflächen
Ein- bzw. Ausfahrten und Anschluß anderer Flächen

ED

fläche, ein Maß von insgesamt 5,00m nicht überschreiten.
Zufahrten je Grundstück, gemessen entlang der öffentlichen Verkehrs-
Im Bereich der            -Bebauung darf die Breite der Zugänge und

Anlegen eines Feuchtbiotops
Maßnahme (im Plangebiet):

(§9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

von Natur und Landschaft
zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung
Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen

1
anzulegen.
von max. 600 qm Grundfläche und einer Stauhöhe von max. 0,30m
Im Bereich dieser Kennzeichnung ist eine Versickerungsmulde

Ausnahme: Eibe (Taxus baccata)
Hecken aus Nadelgehölzen sind als Anpflanzung im Plangebiet unzulässig.

Vogelkirsche, Birne oder Apfel.
Traubeneiche, Stieleiche, Sandbirke, Vogelbeere, Hainbuche, Esche, Buche,
Plangebiet mindestens ein Baum der folgenden Gattung zu pflanzen:
gem. §9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB ist auf jedem zu bebauenden Grundstück im
Unabhängig von den im Bebauungsplan bezeichneten Anpflanzungsflächen

Begrünung:

Materialien zu erstellen.
Garagenzufahrten und Pkw-Stellplätze sind mit geeigneten wasserdurchlässigem

Freiflächengestaltung:

zulässig.
1,20 m nicht überschreiten. Sonstige bauliche Einfriedungen sind nicht
hergestellt werden. Zur öffentlichen Verkehrsfläche hin darf deren Höhe
Einfriedungen dürfen nur als Holzzaun oder als bodenständige Laubhecke

Einfriedungen:

nur weisser Putz und Holz als Werkstoff zulässig.
Fassadenmaterialien zu allen Gebäudeseiten hin auf Höhe der Erdgeschosse
Im Bereich der III und IV-geschossigen Bauweise sind als äußere

Fassadengestaltung:

Dacheinschnitte:

Dacheinschnitte als Loggien oder Terassen sind nicht zulässig.

III-geschossigen Bauweise 2/3 der Trauflänge betragen.
Die Gesamtlänge mehrerer Gauben darf höchstens  die Hälfte, im Bereich de
Der Abstand zwischen Gaube und dem Ortgang muss mindestens 2,0 m betragen
Dachaufbauten sind nur als Schleppgaube oder Satteldachgaube zulässig.

Dachaufbauten:

Zulässige Dachneigung: nach Angabe im Plan, ohne Toleranzz.B. DN 38° - 45°

deckungen zulässig.
gangsüberdachungen) s ind auch Glas-, Blei-, Zink- oder Kupferein-
Auf untergeordneten Teilen dieser Dachfläche (z.B. Gauben, Erker, Hausein
in Schiefer oder durchgefärbtem grauschieferfarbenen Material zu erfolgen
Die Dacheindeckung hat - mit Ausnahme des               Bereiches -

Auf Nebengebäuden sind Pult- und Flachdächer grundsätzlich zulässig.
als gegeneinander versetzte Pulte mit gleicher Dachneigung.
Zulässig als Hauptdachform sind Sattel- und Walmdächer sowie Pultdächer

Dächer:

ED
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Am Gutshof
Bebauungsplan

Suttrop
Ortschaft

STADT WARSTEIN

Anzupflanzende Sträucher (Schematische Darstellung)

Anzupflanzende Bäume (Schematische Darstellung)

Vorhandene Bäume

Böschungen

Höhenlinie mit Höhenangaben in Metern über NN

Geplante neue Grundstücksgrenzen

Flurstücksgrenze mit Grenzsteinen

(§16 Abs. 4 DSchG NW).
und für wissenschaftl iche Erforschung bis zu 6 Monaten in Besitz zu nehme
Westfalen-Lippe ist berechtigt, das Bodendenkmal zu bergen, auszuwerten
von den Denkmalbehörden freigegeben wird. Der Lanschaftsverband
erhalten (§15 u. §16 Denkmalschutzgesetz NRW), falls diese nicht vorher
deckungsstätte mindestens drei Werktage in unverändertem Zustand zu
(TEL: 02761-1261 FAX: 02761-2466) unverzüglich anzuzeigen und die Ent-
Archäologie / Amt für Bodendenkmalpflege, Aussenstelle Olpe
(TEL: 02902/81-358, FAX: 02902/81-374) und/oder dem Westf. Amt für
Bodendenkmälern ist der Stadt Warstein als Untere Denkmalbehörde
Lebens aus erdgeschichtlicher Zeit) entdeckt werden. Die Entdeckung von
Höhlen und Spalten, aber auch Zeugnisse tierischen und/oder pflanzlichen
Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit,
schichtliche Bodenfunde, d.h. Mauern, alte Gräben, Einzelfunde aber auch
Bei Bodeneingriffen können Bodendenkmäler (kultur- und/ oder naturge-
Bodendenkmäler:

F Hinweise

E Sonstige Darstellungen

D (§9 Abs.4 BauGB in Verbindung mit §86 BauO NW)

Gestaltungsvorschriften

(§9 Abs. 1 Nr. 21 und Abs. 6 BauGB)

(GR - Gehrecht, FR - Fahrrecht, LR - Leitungsrecht)
Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flächen

sind nur in der Umgrenzung, innerhalb der Baugrenzen sowie im Bereich
zwischen öffentl. Verkehrsfläche und vorderer Baugrenze zulässig (§12 BauNVO)

Garagen sowie überdachte Stellplätze...

Gemeinschaftsgaragen und

(§9 Abs. 1 Nr. 4 und 22 BauGB)
Stellplätze, Garagen und Gemeinschaftsgaragen
Umgrenzung von Flächen für Nebenanlagen,

(§9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)

Hauptfirstrichtung, zwingend

(§1 Abs. 4, §16 Abs. 5 BauNVO)

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung

(§9 Abs. 7 BauGB)

des Bebauungsplanes
Grenze des räumlichen Geltungsbereiches

8. Sonstige Planzeichen

dem Denkmalschutz unterliegen
Einzelanlagen (unbewegliche Kulturdenkmale), dieD

ständige Bäume, Sträucher und sonstige Bepflanzungen
Zulässig sind ausschliesslich standortgerechte boden-

(§9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)

Bepflanzungen
von Bäumen, Sträuchern und sonstigen
Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen

7.

(§9 Abs. 1 Nr. 20, 25 und Abs. 6  BauGB)

Entwicklung von Natur und Landschaft
zum Schutz, zur Pflege und zur
Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen
Planungen, Nutzungsregelungen,

Friedhof

Parkanlage

Grünflächen (öffentlich / privat)

6.
(§9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

Grünflächen

Strassenbegrenzungslinie

Strassenverkehrsfläche

4.
(_9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)
Verkehrsflächen

Baugrenze

Geschlossene Bauweiseg

nur Doppelhäuser und Hausgruppen zulässigDH

nur Einzel- und Doppelhäuser zulässigED

nur Einzelhäuser zulässigE

(_9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, __22 und 23 BauNVO)

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen3.

Unterkante ...m über natürlicher Geländeoberfläche, als MindestmaßUK 5,50 mz.B.
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Geländeoberfläche (siehe nebens tehendes  Schaubild)

Traufhöhe bezeichnete Schnittpunk t der Außenkante der Außenwand mit der O
Geländeoberfläche für die berg-, bzw. talseit ige Traufhöhe bildet der obe
höhen ergibt,  nicht überschritten werden. Den maßgebenden Bezugspunkt übe
oberf läche, welches  s ich aus dem Flächenmit tel der berg- und talseitiger
Im Plangebiet darf die mitt lere Traufhöhe das  Maß von z .B. 4,50m über Gel

z.B.

Höhe der baulichen Anlage in .... m über Bezugspunkt
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Fläche für Ersatzmaßnahmen:

Stadt Warstein, Gemarkung Hirschberg, Flur 2, Flurstück 139/3
Größe der Fläche: 13.670  m² (insges.)

Vorgesehene Maßnahme:
Umwandlung des vorhandenen Nadelwaldes (9.720 m²) in einen Laubholz-Auenwald

A Durchführung des Verfahrens B Festsetzungen
(§1 und §9 BauGB)

1. Art der baulichen Nutzung
(§9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

Entwurf und Bearbeitung:
Stadt Warstein, Fachdienst Stadtentwicklung

Warstein, den 27.04.1998

gez. Bertels

Die Planunterlage
genügt den Anforderungen des §1 der Planzeichenverordnung 1990.
Die Darstellung der Planunterlage entspricht dem Stand vom 30.04.1996.
Die Übertragbarkeit des Bebauungsplanes in die Örtl ichkeit is t geometrisch
einwandfrei möglich.

Brilon, den 29.06.1998

gez.  Drescher , ÖbVI

Die Aufstellung
dieses Bebauungsplanes ist gem. §2 Abs. 1 BauGB am  25.09.1996 vom
Planungsausschuss der Stadt Warstein beschlossen worden.

Der Aufstellungsbeschluß
wurde am 19.12.97 im Amtsblatt der Stadt Warstein
ortsüblich bekanntgemacht.

Entwurfsbeschluß
Der Entwurf dieses Bebauungsplans mit Begründung wurde vom Planungsausschuß
der Stadt Warstein am 1.10./10.12.97/26.3.98 beschlossen.

Öffentliche Auslegung
Der Entwurf dieses Bebauungsplans hat für die Dauer eines Monats vom 29.12.97
bis  01.02.98  (einschließlich) und für die Dauer von zwei Wochen vom
14.4.-28.4/4.5.-18.5.98 (einschl.) öffentlich ausgelegen.
Ort und Zeit der öffentlichen Auslegung sind am 19.12.97/3.4.98. und 24.4.98
ortsüblich bekanntgemacht worden.

Gleichzeitig mit der Auslegung wurde die frühzeitige Bürgerbeteil igung gem. § 2
Abs. 2 BauGB-MaßnahmenG  und die Beteil igung der Träger öffentlicher Belange
gem. § 4 Abs. 2 BauGB durchgeführt.
Die Beteil igung der Träger öffentlicher Belange erfolgte mit Schreiben vom
18.12.97/3.4.98/29.4.98.

Warstein, den 22.06.1998

gez.  Werner
   B ürgermeister

Satzungsbeschluß

Inkrafttreten

Der Beschluss des Bebauungsplanes wird am 26.06.1998 ortsüblich
bekanntgemacht (§10 Abs. 3 BauGB).
In der Bekanntmachung wird darauf hingewiesen, wo der Bebauungsplan
eingesehen werden kann.
Mit der Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan in Kraft.
Satzung der Stadt Warstein vom 24.06.1998.

gez.  Werner
   B ürgermeister

Aufgrund
§7 Abs. 1 Satz 1 der Gemeindeordnung für das Land
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom
14.07.1994 (GV.NW. S. 666) -GO NW-, zuletzt geändert durch Gesetz
vom 17.12.1997 (GV NW S. 458),

§2 Abs. 1 und §10 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 27.08.1997 (BGBl. I. S. 2141), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 16.01.1998 (BGBl. I. S. 137),

§§1 ff. der Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke
(Baunutzungsverordnung - BauNVO) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 23.01.1990 (BGBl. I. S. 132), zuletzt geändert
durch das Investitionserleichterungs- und Wohnbaulandgesetz vom
22.04.1993 (BGBl. I. S. 466),

§86 der Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen -
Landesbauordnung - (BauO NW) vom 07.03.1995 (GV.NW. S. 218,
berichtigt GV.NW. S. 982),

§ 51a des Wassergesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen
(Landeswassergesetz - LWG) vom 25.06.1995 (GV.NW. S. 926)  hat
der Rat der Stadt Warstein am 23.06.1998 diesen Bebauungsplan als
Satzung beschlossen.

gez.  Werner                gez.  Köhne
   B ürgermeis ter                                  Schriftführer

Allgemeine Wohngebiete
(§4 BauNVO)

(1) Allgemeine Wohngebiete dienen vorwiegend dem Wohnen.

(2) Zulässig sind

     1. Wohngebäude,
     2. die der Versorgung des Gebietes dienenden Läden, Schank-
und
         Speisewirtschaften sowie nicht störende Handwerksbetriebe,
     3. Anlagen für k irchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und
         sportl iche Zwecke.

(3) Ausnahmsweise können zugelassen werden

     1. Betriebe des Beherbergungsgewerbes,
     2. sonstige nicht störende Gewerbebetriebe,
     3. Anlagen für Verwaltungen,
     4. Gartenbaubetriebe,
     5. Tankstellen.

Maß der baulichen Nutzung
(§9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §16 BauNVO)

WA

2.

5.

(§9 Abs. 1 Nr. 12 und 14 BauGB)

sowie für Ablagerungen
und Abwasserbeseitigung
für die Abfallentsorgung
Flächen für Versorgungsanlagen,

Fernwärme (Heizanlage 350 kW)

Fläche für Versorgungsanlagen
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